
Hoheitliche und nichthoheitliche Verwaltung

3. Rechtsschutz

Die Frage nach der hoheitlichen oder nichthoheitlichen Verwaltungs-
rätigkeit ist wegen des Rechtsschutzes von grosser Bedeutung'. Das
Rechtsschutzsystem des Landesverwaltungspflegegesetzes knüpft zwin-
gend an den Begriff der Verfügung oder des Verwaltungsaktes an!®. Der
öffentlichrechtliche Rechtsschutz und die Aufsichtsbeschwerde gegen
die Verwaltung sind — nach einer nicht ganz konsistenten Rechtspre-
chung — nur gegen deren Handeln in der Form hoheitlicher Verfügun-
gen zulässig!7. Die privatrechtlichen Handlungsformen unterliegen
demgegenüber der ordentlichen Gerichtsbarkeit!®.

Der Rechtsschutz gegen privatrechtliche Handlungen des Staates
kann durch die Anwendung der Zweistufentheorie wesentlich verbessert
werden. Danach wird der Vorgang des Abschlusses privatrechtlicher
Verträge zweigeteilt. Die interne Willensbildung des handelnden Staats-
organs wird als Verfügung auf Abschluss eines Vertrages gedeutet!?, wo-
gegen die vertragliche Rechtsbeziehung als solche dem Privatrecht un-
terworfen bleibt. Auf diese Weise wird die interne Willensbildung einer
Behörde der Verwaltungsrechtspflege zugeführt? Der Staatsgerichtshof
hat die Anwendung der Zweistufentheorie mehrfach abgelehnt, es aber
dem Gesetzgeber überlassen, einen verbesserten Rechtsschutz ein-
zuführen?!, Der Vernehmlassungsbericht über das öffentliche Auftrags-
wesen? will das öffentliche Beschaffungswesen in das Rechtsmittel-

5 Vgl. Antioniolli/Koja, S. 39.
6 Vgl. oben S. 117 f.
7 Vgl. VBI 1996/4, Entscheidungvom3.4.1996,LES1996,S.138 (140).
18 Vgl. Art. 29 Abs. 1 lit. a LVG und als ein weiteres Beispiel privatrechtlichen Handelns

Art. 125 Abs. 6 LVG und dazu S. 162.
#8 Vgl. StGH 1996/5, Urteil vom 30.8.1996, LES 1997, 5. 141 (146); Wolff I, S. 95; Adamo-

vich/Funk, 5. 192, 258; Ritter, Beamtenrecht, S. 165.
In VBI 1990/35, Entscheidung vom 28.11.1990, zitiert bei Ritter, Beamtenrecht, S. 165,
Anm. 178 hat die Verwaltungsbeschwerdeinstanz die Beschwerde eines Lehrers abgewie-
sen, der sich erfolglos um eine Stelle als provisorisch und damit privatrechtlich angestell-
ter Lehrer beworben hatte. Ritter kritisiert diesen Entscheid zu Recht, entweder hätte die
Verwaltungsbeschwerdeinstanz auf die Beschwerde nicht eintreten dürfen oder aber sie
hätte die Sache materiell aufgrund der Zweistufentheorie prüfen müssen.
Vgl. SCGH 1996/5, Urteil vom 30.8.1996, LES 1997, S. 141 (146); SCGH 1981/12,Urteil
vom 28.8.1981, LES 1982, S. 125 (126).
Vernehmlassungsbericht der Regierung des Fürstentums Liechtenstein betreffend die
Schaffung eines Gesetzes über die Vergabe öffentlicher Bau-, Liefer- und Dienstlei-
stungsaufträge vom 7.2.1996, S. 10.
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